
entsprechende Bestimmungen der anderen Allgemeinen 
Bedingungen in den Rang eines Subsidiärstatuts zurück­
gedrängt worden. Diese international einheitliche Kolli­
sionsregel besagt nämlich, daß nur hinsichtlich sol­
dier „Fragen, die in den Verträgen oder in diesen All­
gemeinen Lieferbedingungen nicht oder nicht erschöp­
fend geregelt sind, das materielle Recht das Verkäufer­
landes“, d. h. die Bestimmungen des Zivilrechts, An­
wendung finden. Nachdem allerdings durch die Neu­
fassung der Allgemeinen Lieferbedingungen im Jahre 
1968 auch die praktisch bedeutsame Anspruchsverjäh­
rung international einheitlich geregelt ist, wird der 
durch § 110 ALB/RGW 1968 mögliche Rückgriff auf das 
nationale Zivilrecht zu einer Ausnahmeerscheinung 
werden 76/
Ohne besondere Hervorhebung haben wir schon eine 
wesentliche Eigenschaft der Allgemeinen Bedingungen 
erwähnt: ihre Komplexität. § 110 ist eine Kollisions­
norm. Sie steht am Ende einer vorwiegend materiell­
rechtlichen, d. h. aus Sachnormen zusammengesetzten 
Regelung. Genauso finden wir aber in diesem Komplex 
auch verfahrensrechtliche Vorschriften, die teils die 
Art und Weise der Streitentscheidung, teils das dabei 
zu beachtende Verfahren festlegen. Bei den §§ 90, 91 
ALB/RGW 1968 und den entsprechenden Normen an­
derer Allgemeiner Bedingungen handelt es sich um 
Eckpfeiler einer noch weiter zu entwickelnden inter­
national einheitlichen, speziellen verfahrensrechtlichen 
Regelung, die Teil der einheitlichen Rechtsgrundlagen 
der Beziehungen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
sein wird./7/
Zusammenfassend ist festzustellen, daß es heute be­
reits für weite Bereiche der Vertragsbeziehungen im 
Rahmen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit der Mit­
gliedsländer des RGW eine materiell- und kollisions­
rechtliche sowie auch verfahrensrechtliche Sonderre­
gelung gibt. Sie ist durch völkerrechtliches Zusammen­
wirken der durch den RGW verbundenen Staaten ent­
standen und heute in allen Mitgliedsländern geltendes 
Recht. Für ihr Anwendungsgebiet verdrängt sie — so­
weit es die DDR betrifft — weitgehend BGB/HGB • ei­
nerseits und ZPO andererseits. Das haben Betriebe und 
Einrichtungen genauso zu beachten wie die staatlichen 
Organe. Damit ist auch der Richter, dem eine Streit­
sache vorgelegt wird, verpflichtet, die verfahrensrecht­
lichen Bestimmungen der Allgemeinen Bedingungen des 
RGW zu berücksichtigen./8/

Zur Zuständigkeit für die Entscheidung von Außen­
wirtschaftsstreitigkeiten
Fällt der dem Streit zugrunde liegende Anspruch nicht 
in den Anwendungsbereich der Allgemeinen Bedin­
gungen des RGW, so ist die Zuständigkeit staatlicher 
Gerichte gegeben, es sei denn, es besteht zwischen den 
Streitpartnern eine mit der Einrede geltend zu machen­
de Schiedsgerichtsvereinbarung. Die direkte Wirkung 
der Allgemeinen Bedingungen wie auch die einer ord­
nungsgemäßen Schiedsgerichtseinrede ist, daß das Ge­
richt die Klage wegen Unzuständigkeit abzuweisen hat. 
Eine Verweisung an das zuständige Organ für die Ent­
scheidung des Streits ist nach der gegenwärtigen recht­
lichen Regelung noch nicht möglich.
Die Unterschiede zwischen der verfahrensrechtlichen

/6/ Vgl. Kemper, „Die ALB/RGW 1968 - ein Ausdruck kontinu­
ierlicher Rechtsentwicklung der sozialistischen Staatengemein­
schaft“, Sozialistische Außenwirtschaft, Beilage Recht in der 
Außenwirtschaft (RiA) 1969, Heft 2, S. 6 ff.
IV Ausführlicher hierzu Strohbach, „Die Allgemeinen Liefer­
bedingungen des RGW und die Schiedsgerichtsbarkeit“, Staat 
und Recht 1969, Heft 10/11, S. 1649 ff.
/8/ Die ALB/RGW 1968 sind durch Verfügung Nr. 555 des Mini­
sters für Außenwirtschaft der DDR vom 31. August 1968 inner­
staatlich in Kraft gesetzt worden. Diese Verfügung ist abge- 
druckt bei Wagner/Kretzschmar, a. a. O., S. 69 ff.

Regelung der Allgemeinen Bedingungen und dem aus 
der ZPO bekannten Weg zum Ausschluß der gericht­
lichen Zuständigkeit werfen Fragen nach dem Charak­
ter dieser Kompetenzregelung und nach dem nunmehr 
kompetenten Organ für die Entscheidung des Streits > 
auf.
Die Begründung der Kompetenz von Schiedsgerichten 
unmittelbar kraft Gesetzes ist neu. Außerdem ist ihre 
Inanspruchnahme bei Streitsachen im Zusammenhang 
mit den von den Allgemeinen Bedingungen des RGW 
erfaßten Beziehungen zwingend. Diese allseits verbind­
liche Regelung legt eine ausschließliche Kompetenz der 
Schiedsgerichte fest. Die Streitpartner können deshalb 
nicht durch Vereinbarung die Zuständigkeit eines Ge­
richts oder Staatlichen Vertragsgerichts begründen. Sol­
che Vereinbarungen sind wirkungslos.
Die Entscheidung von Außenwirtschaftsstreitigkeiten 
durch Schiedsgerichte hat sich in der Praxis bewährt. 
Hiervon ausgehend, wurde entsprechend einer Festle­
gung des Komplexprogramms über die weitere Aus­
nutzung der bestehenden Schiedsgerichtseinrichtungen 
im Rahmen des RGW in den Jahren 1970 bis 1972 der 
Entwurf einer speziellen Konvention erarbeitet, die am 
26. Mai 1972 in Moskau durch alle Mitgliedsländer un­
terzeichnet wurde./9/ Durch diese Neuregelung wird 
den bei den Handelskammern bestehenden Schiedsge­
richten die ausschließliche Zuständigkeit zur Entschei­
dung aller Streitigkeiten übertragen, die sich aus der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit der Betriebe der Teil­
nehmerländer der Konvention ergeben. Der in den All­
gemeinen Bedingungen enthaltene Grundsatz wird also 
auf alle überhaupt nur möglichen Vertragsstreitigkei­
ten ausgedehnt. Erfaßt werden damit auch solche, die 
weit über den Rahmen des traditionellen Außenhandels 
und die Regeln der Allgemeinen Bedingungen hinaus­
reichen.
Sinn der Konvention vom 26. Mai 1972 ist es, den Zu­
gang zu den Schiedsgerichten zu erweitern und zu er­
leichtern und alle juristischen Erfordernisse hierfür 
so rationell wie möglich und vor allem einheitlich zu 
gestalten. Die Konvention, hat internationale wie natio­
nale Wirkungen: Sie verteilt die aus internationalen 
Wirtschaftsverträgen hervorgehenden Streitigkeiten 
auf die Schiedsgerichte bei den Handelskammern der 
einzelnen Teilnehmerländer; sie verteilt aber auch 
innerstaatlich die Kompetenz zwischen diesen Schieds­
gerichten, den staatlichen Gerichten und anderen staat­
lichen Einrichtungen. Bei alledem handelt es sich um 
keine die Schiedsgerichtsbarkeit insgesamt regelnde 
Konvention, sondern nur um ein Teilstück. Außerdem 
ändert diese Regelung nichts an dem gewissen Wider­
spruch zwischen der Internationalität der Wirtschafts­
beziehungen, der Streitigkeiten, der materiellrecht­
lichen Regelung wie der gesamten Regelungsmethode 
einerseits und dem nationalen Status der Handelskam­
mer-Schiedsgerichte andererseits. Die Aufgabenstellung 
des RGW-Komplexprogramms verlangt also auch auf 
dem Gebiet der Schiedsgerichtsbarkeit umfangreichere 
weitere Arbeiten./10/
Wenn hier vom Schiedsgericht oder von dem nach den 
Allgemeinen Bedingungen oder der Moskauer Konven­
tion vom 26. Mai 1972 für die Streitentscheidung kom­
petenten Organ gesprochen wird, dann ist damit das bei 
jeder (Außen-) Handelskammer der sozialistischen Län­
der bestehende ständige Schiedsgericht gemeint. Die

/9/ Diese Konvention über die schiedsgerichtliche Entscheidung 
von Zivilrechtsstreitigkeiten, die sich aus Beziehungen der 
wlrtschaftiichen und wissenschaftlich-technischen Zusammen­
arbeit ergeben, wurde. zusammen mit der Bekanntmachung 
über ihre Ratifikation vom 25. August 1972 veröffentlicht (GBl. I 
S. 220). Motivation und weitere Erläuterungen dazu bei Stroh­
bach, RiA 1972, Heft 7, S. 1 ff.
/10/ Vgl. Völter, „Aktuelle Fragen der Weiterentwicklung der 
sozialistischen Schiedsgerichtsbarkeit in den Mitgliedsländern 
des RGW“, RiA 1972, Heft 8, S. 1 ff.
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